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Antrag an den Länderrat der WASG am 09. Oktober 2005 
Antragsteller: Landesvorstand Sachsen

Antragsbegehren: Transparenz in der Partei; Herstellung der Parteiöffentlichkeit

Der Landesvorstand Sachsen stellt den Antrag, der Länderrat möge beschließen:

„Zur Herstellung der für die Durchsetzung innerparteilicher Demokratie notwendigen Informationstransparenz in unserer Partei legt der Länderrat fest:

1. Alle Vereinbarungen des Bundesvorstandes sowie der eingesetzten Verhandlungskommission mit Vertretern der PDS/Linkspartei.PDS sind parteiintern zu veröffentlichen. Dies umfasst ebenfalls alle Protokolle der Verhandlungen und Gespräche.

2. Alle Unterlagen zu politischen Fragen, die dem Länderrat vom Bundesvorstand zur Entscheidung zugeleitet werden, müssen spätestens 14 Tage vor dem Termin des Länderrates den Landesvorständen zur Beratung zugeleitet werden. Dies umfasst ebenfalls Vorlagen zum Verständigungsprozess mit der Linkspartei.

3. Die Beschlüsse des Bundesvorstandes werden in Form der Beschlussprotokolle den Landesvorständen sowie dem Länderrat innerhalb von fünf Tagen nach den Beschlussfassungen zugeleitet.

4. Die Beschlussfassungen des Länderrates werden in Form der Beschlussprotokolle der Parteibasis innerhalb von 10 Tagen per Newsletter zur Kenntnis gegeben.“

Begründung:

Insbesondere die Verfahrensweise des Bundesvorstandes im Zuge des Verständigungsprozesses mit der Linkspartei, die schwerwiegenden Kommunikationsschwächen des Bundesvorstandes innerhalb unserer Partei, die konsequente Weigerung des Bundesvorstandes, Anfragen zu beantworten, und auch die Haltung des Bundesvorstandes zu einer Kommunikationsbasis zwischen den Landesvorständen und Länderratsdelegierten in Form des Bundestreffens der Landesvorstände und Länderratsdelegierten lassen dringenden Handlungsbedarf zur Schaffung der nötigen Voraussetzungen für Informationstransparenz in unserer Partei erkennen.

Der Bundesvorstand legte dem Länderrat einen Leitantrag in scheinbar übereilter und der Tragweite der darin beschriebenen Entscheidungen nicht angemessenen Form vor. Dieser Leitantrag ist auch Ausdruck des Verständnisses einiger Mitglieder des Bundesvorstandes zur innerparteilichen Demokratie. Die nur als liederlich zu würdigende Form ist eine Entwürdigung des Länderrates an sich.

Der Umstand, dass die Beschlussvorlage zum Leitantrag ausschließlich den Mitgliedern des Länderrates zugeleitet wurde, bedeutet zugleich, dass dem Bundesvorstand an einer breiten, fairen und basisgetragenen Beratung der für die Partei so zentralen Fragen nicht gelegen ist.

Deshalb muss der Länderrat dringend Demokratie und Transparenz in unserer Partei wiederherstellen.

Dresden, den 06.10.2005

LaVo WASG Sachsen

